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Not und Verzweiflung herrſcht in den Reihen der ober» 
ſchleſiſchen Arbeitnehmerſchaft. Der wirtſchaftliche Niedergang 
der oberſchleſiſchen Induſtrie, die Plan» und Ratlojigkeit der 
Wirtſchaftsführung, die ungeſunde und ſtarre Preispolitik 
ſchaffte Zuſtände, unter denen der größte Teil der oberſchleſi⸗ 
ſchen Beoölkerung in die bitterſte Not und Bedrängnis geſtürzt 
worden iſt. Es iſt ſoweit, daß ein völliger Zuſammenbruch 
des einſt ſo blühenden, oberſchleſiſchen Wirtſchaftslebens ein⸗ 
zutreten droht, wenn nicht in letzter Stunde durch radikale 
Maßnahmen der zuſtändigen Behörden eine Wendung zum 
Beſſeren herbeigeführt wird. 

Die oberſchleſiſche Schwerinduſtrie ſcheut nicht davor 
zurück, weitere Gruben und Hütten ſtillzulegen und verſchiedene 
Induſtrieanlagen vollſtändig abzubrechen, um durch dieſe Ge⸗ 
waltmittel Lohnkürzungen, Abſchaffung der Tarifverträge und 
die völlige Beſeitigung der arbeitsrechtlichen und ſozialen 
Geſetzgebung zu erzwingen. 

Die Arbeitsloſigkeit ſteigt von Tag zu Tag. Die Bezüge 
der tariflich entlohnten Angeſtellten und Arbeiter liegen ſchon 
weit unter dem Exiſtenzminimum. Trotzalledem bewegen ſich 
die Forderungen der neu gebildeten Wirtſchafts verbände und 
Arbeitgebervereinigungen auf der Linie der völligen Aus⸗ 
rottung der arbeitsrechtlichen und ſozialen Schutzgeſetzgebung. 


Die Regierung wird von den Arbeitgebern mit Denkſchriften 


überhäuft. Sehr deutlich wird der Standpunkt der Arbeit⸗ 
geber in den Tageszeitungen bekanntgegeben. So ſchreibt 
3. B. das Tageblatt der Lodzer Induſtriellen, die „Prawda“, 
unter dem 17. Juli d. Js. wie folgt: 
„Urſachen der Wirtſchaftskriſe in Polen ſind die 
hohen ſozialen Laſten. Es muß eine gänzliche Liqui⸗ 
dation verſchiedener Zweige und Einrichtungen der 
gegenwärtigen Sozialpolitik durchgeführt werden. 
Wenn das nicht genügt, dann müſſen eine ganze 
Reihe anderer ſozialer Errungenſchaften der Nach⸗ 
kriegszeit revidiert, eingeſchränkt und abgeſchafft 
werden. Wenn die Beſeitigung der ſozialen Schutz⸗ 
geſetzgebung nicht auf gütlichem Wege durchgeführt 
werden kann, dann muß Gewalt angewandt werden.“ 

So iſt auch die Stellungnahme des polniſchen Verbandes 
der Induſtriellen und der geſamten oberſchleſiſchen Schwer⸗ 
induſtrie. 

Es iſt deshalb nicht verwunderlich, wenn einzelne Indu⸗ 
ſtriewerke in unſerem Arbeitsgebiet neue Arbeitsordnungen 
12 0 Arbeitsbedingungen auch für die Angeſtellten einführen 
wollen. 

Unter dem Schlagwort: „Auflockerung des Tarifvertrags⸗ 
weſens“ will man bei unſeren Kollegen und der übrigen An⸗ 
geſtelltenſchaft Feierſchichten einführen und die Angeſtellten 
dadurch zum Tagelöhner herabſetzen. Faſt 2 Jahre lang 
haben unſere Arbeitgeber aus Induſtrie, Handel und Gewerbe 
Maſſenentlaſſungen von Angeſtellten in rückſichtsloſeſter Weiſe 
vorgenommen. Widerrechtliche Arbeitszeitverkürzung und 
turnusmäßige Beſchäftigung von Angeſtellten iſt trotz unſeres 
größten Widerſtandes mit der Genehmigung der Demobil⸗ 
machungsbehörde bei verſchiedenen Induſtrie⸗ und Handels» 
firmen eingeführt worden. Die heute noch tätigen Angeſtellten, 
insbeſondere aber die kaufmänniſchen Angeſtellten in der 
Schwerinduſtrie und auch in anderen Induſtriezweigen werden 
unter dem Drucke der Entlaſſung gezwungen, unentgeltlich 
Ueberſtunden zu verfahren und ſogar an den Sonntagen kauf⸗ 
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Wir laſſen uns unſere Rechte nicht rauben! 


männiſche Arbeiten zu verrichten. Die Arbeitgeber ſetzen ſich 
willkürlich über die Geſetze hinweg, kündigen von Vierteljahr 
zu Vierteljahr vorſorglich das Dienſtverhältnis, laſſen Tauſende 
von Angeſtellten monatelang auf die Zahlung des ihnen zu⸗ 
ſtehenden Gehaltes warten und hecken die raffinierteſten Pläne 
aus, um der Angeſtelltenſchaft zu ſchaden. Der Mißbrauch 
der geſetzlichen Beſtimmungen wird immer größer. Einen 
neuen Gewaltſtreich planen verſchiedene Werke der oberſchle⸗ 
ſiſchen Schwerinduſtrie. 

Die Fürſtlich Donnersmarckſche Bergwerks⸗ und 
Hüttendirektion, Schwientochlowitz, kündigte den Mm, 
geſtellten auf den Steinkohlengruben die Einführung von 
Feierſchichten mit dem 1. Juli d. Js. an. Die Angeſtellten 
der Schleſiengrube, Deutſchlandgrube, Donnersmarckgrube und 
Blücherſchächte ſollten ſich ½5 des Monatsgehaltes für jede 
Feierſchicht der Bergarbeiter kürzen laſſen. Dieſe ungeſetzliche, 
geradezu ſkandalöſe Forderung veranlaßte die Angeſtellten 
dieſer Grubenanlagen zu den ſchärfſten Proteſtkundgebungen. 
Aber auch die Intereſſengemeinſchaft Königs⸗Laura, Bismarck⸗ 
hütte, Kattowitzer A.⸗G. machte denſelben Verſuch, insbeſon⸗ 
dere bei den Angeſtellten der Bismarckhütte, Feierſchichten 
einzuführen und die Gehälter entſprechend zu kürzen. Auch 
hier wurde der größte Widerſtand gegen dieſe unerhörten 
Maßnahmen des Arbeitgebers geleiſtet. 

Gemeinſam mit den übrigen Angeſtelltenverbänden riefen 
wir die zuſtändigen Behörden an, um eine derartige, willkür⸗ 
liche Anordnung der Arbeitgeber zu unterbinden. In einer 
umfangreichen Denkſchrift, die wir auszugsweiſe nachſtehend 
wiedergeben, beleuchteten wir den rechtlichen, ſozialen und prak⸗ 
tiſchen Standpunkt und machten die zuſtändigen Stellen auf 
alle Folgen eines derartigen Eingriffes in die Rechte der 
Angeſtellten aufmerkſam. 


Denkſchrift. 


In der Angelegenheit der beabſichtigten Einführung der 
Arbeitszeitkürzung für die Angeſtellten in Form von Arbeiter- 
feierſchichten, welche die Arbeitgeber der oberſchleſiſchen Berg⸗ 
werks⸗ und Hütteninduftrie unter Berufung auf den $ 1 der 
Verordnung des Miniſters für Arbeit und ſoziale Fürſorge am 
30. April 1926, einführen wollen. 

Die Werke berufen ſich hierbei auf das ihnen angeblich 
zuſtehende Recht aus dem 8 12 der Verordnung des Miniſters 
für Arbeit und ſoziale Fürſorge vom 15. Juli 1924 betr. die 
Einſtellung nnd Entlaſſung von Arbeitern und Angeſtellten 
während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung — 
Dz. U. R. P. Nr. 65 Poſ. 643 — im neuen Wortlaut bieles 8 12 
entſprechend der Verordnung des Miniſters für Arbeit und 
ſoziale Fürſorge vom 30. April 1926 — D: U. R. P. Nr. 53 Poſ. 312. 

Die Arbeitgeber ſcheinen ſich deſſen nicht bewußt zu ſein, 
daß ſchon die grundſätzliche Vorausſetzung für die Maßnahme 
der Einführung der Arbeitszeitkürzung für die Angeſtellten in 
Form von Feierſchichten bei gleichzeitiger Gehaltskürzung nicht 
gegeben iſt. Der § 1 der Verordnung vom 30. 4. 26 auf 
denen ſich die Arbeitgeber ſelbſt berufen, beſtimmt nämlich un⸗ 
zweideutig, daß Entlaſſungen von Angeſtellten nur unter Ein⸗ 
haltung der im Betriebsrätegeſetz vom 4. 2. 20 (Dz. U. R. P. 
S. 147) durchgeführt werden können, und dies in Fällen, wo 
der Arbeitgeber infolge der Produktionsverhältniſſe die bisherige 
Arbeitnehmerzahl bei gleichzeitiger Kürzung ihrer Arbeitszeit 
(Arbeitsſtreckung nicht unter 24 Stunden wöchentlich beſchäftigt 
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ie Zeit ist ernst! 


Aufklärung tut not. Feſte, klare Ziele hat unfer 
Berufsverband. Mehr denn je müſſen alle unfere 
Mitglieder beſtrebt fein, neue Anhänger u. Kämpfer 
unſerer Gewerkſchaft zuzuführen. Es geht um Sein 
oder Nichtſein. 


Kollegen! Werbet neue Mitglieder. Holt den 
letzten, deutſchen, chriſtlichen Berufskollegen heran! 


werden kann. Hieraus iſt überaus klar erſichtlich, daß der 
Geſetzgeber durch Schaffung der möglichen Arbeitsſtreckung 
einen Arbeitnehmerabbau verhindern wollte. Mit anderen 
Worten ausgedrückt kann der Arbeitgeber Angeſtelltenent⸗ 
laſſungen während der wirtſchaftlichen Demobilmachung nur 
dann vornehmen, wenn ſich nach Erſchöpfung der Möglichkeit 
der Arbeitsſtreckung herausſtellt, daß noch überflüſſige Arbeits⸗ 
kräfte vorhanden ſind. 

Die Verordnung hat ſomit den Zweck, durch Aufteilung 
der Arbeit eine Arbeitsloſigkeit zu vermeiden. 

Wie ſieht nunmehr der diesbezügliche Sachverhalt bei uns 
aus? Die Arbeitgeber unſerer Induſtrie haben bereits von 
Anfang 1930 ab Maſſenreduktionen von Arbeitern und An⸗ 
geſtellten durchgeführt, was ſie durchaus nicht abſtreiten können, 
da man ſonſt nicht wüßte, woher die große Maſſe der Arbeits⸗ 
loſen in Oberſchleſien gekommen iſt. 

Alle unſere Arbeitgeber ohne Ausnahme haben bereits 
das Recht, welches ihnen gemäß § 1 der Verordnung vom 
30. 4. 26 betr. Kürzung der Arbeitszeit bei gleichzeitiger Gehalts⸗ 
kürzung bereits verwirkt, weshalb ihre Abſicht, die Arbeitszeit 
und Gehaltskürzung jetzt anzuwenden rechtlich unhaltbar iſt. 

Die Beſtimmungen der genannten Verordnung beſagen 
fernerhin ausdrücklich, unter welchen Bedingungen eine Arbeits⸗ 
zeitſtrechung durchgeführt werden kann. 

Es muß zunächſt unter Einhaltung der geſetzlichen Form 
den Arbeitnehmern das beſtehende Dienſtverhältnis in den durch 
Geſetz und Tarifvertrag vorgeſehenen Terminen aufgekündigt 
werden, bevor der Arbeitgeber die Arbeitszeitkürzung mit 
gleichzeitiger Gehaltskürzung für die Angeſtellten einführen 

ann. 

Bei einer weiteren Betrachtung dieſer Frage vom recht⸗ 
lichen Standpunkt aus, kommen wir zu dem Ergebnis, daß 
abgeſehen von dem bereits näher bezeichneten Umſtänden recht⸗ 
licher Natur, denen zufolge die Abſicht der Arbeitgeber im 
gegenwärtigen Zeitpunkt ungeſetzlich iſt — die Einführung der 
Arbeitszeitkürzung mit gleichzeitiger Gehaltskürzung für die 
Angeſtellten vom rechtlichen Standpunkt aus geſehen, einfach 
unmöglich iſt. Es iſt doch bekannt, daß ſowohl die Arbeitgeber 
als auch die Angeſtellten an die Beſtimmungen des Tarif⸗ 
vertrages gebunden ſind, welcher in 8 11 Punkt 7 die aus⸗ 
drückliche Beſtimmung enthält, daß die Bezahlung der Ange⸗ 
ſtellten und Lehrlinge im Schichtlohn unſtatthaft iſt und daß 
ſie im feſten Monatsgehalt zu erfolgen hat. Auch die handels⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen regeln die Bezahlung und das Dienſt⸗ 
verhältnis der Angeſtellten. 

Die Abſicht der Einführung der Arbeitszeitkürzung für die 
Angeſtellten bei gleichzeitiger Gehaltskürzung in Form von 
Feierſchichten ſteht auch im Widerſpruch mit den Beſtimmungen des 
Tarifvertrages, welcher bekanntlich durch die Verordnung vom 
23. 12. 1918 betr. Tarifverträge (Reichsgeſetzblatt S. 1456) 
geſtützt wird. Der 8 1 dieſer Verordnung beſtimmt, daß die 
tariflichen Beſtimmungen unabdingbar ſind. 

In rechtlicher Beziehung möchten wir weiterhin insbeſondere 
die Regierungsſtellen darauf aufmerkſam machen, daß doch 
die Tarifgehälter als ſtändige und monatliche Gehaltsſätze durch 
die Entſcheidung des Schlichtungsausſchuſſes Kattowitz vom 
1. März 1932 L. dz. 47 — mit bindender Wirkung bis zum 
31. Auguſt 1932 feſtgelegt wurden, welche Entſcheidung durch 
die Verordnung des Miniſters für Arbeit und ſoziale Fürſorge 
veröffentlicht im Dz. U. Slaskich, Nr. 5 vom 15. März 1932 
für verbindlich erklärt wurde. 

Die Beſtätigung des Schiedsſpruches beſitzt ſomit Geſetzes⸗ 
kraft, weshalb die gegenwärtig ſeitens der Arbeitgeber beab⸗ 
ſichtigte Einführung der Arbeitzeitkürzung mit gleichzeitiger 
entſprechender Kürzung der Gehälter für die Angeſtellten in 
Form von Feierſchichten einen Anſchlag auf die Autorität unſerer 


Zentralbehörden darſtellen würde. Wir find der Anſicht, daß 
wir ſomit wohl nicht erſt an die Adreſſe des Miniſters für Arbeit 
und ſoziale Fürſorge beſonders zu appelieren brauchen, auf daß 
er ſich zwecks Aufrechterhaltung des Preſtiges der öffentlichen 
Zentralbehörden den obengenannten Maßnahmen der Arbeit⸗ 
geber energiſch widerſetzen wird. 

Mit der Arbeitsteilung könnten wir uns nur unter der 
Bedingung einverſtanden erklären, daß die Arbeitgeber anſtelle 
deſſen alle bisher entlaſſenen Angeſtellten ohne Ausnahme 
wiederum einſtellen und die Arbeit unter allen Angeſtellen auf⸗ 
teilen werden. 

Hierdurch würden die Arbeitgeber das durch ſie geſchaffene 
Unrecht wieder gutmachen, da ſie eigentlich verpflichtet waren, 
in dieſer Weiſe vorzugehen, bevor ſie zu den Angeſtelltenent⸗ 
laſſungen und zur Schaffung des Arbeitsloſenheeres geſchritten 
ſind. Wir zweifeln nicht daran, daß ſich die Angeſtellten, die 
jetzt noch beſchäftigt find, mit unſerem Standpunkt einverſtanden 
erklären würden, wenn ſie durch ihre Opfer ihren bereits ent⸗ 
laſſenen Kollegen helfen und zur Beſeitigung der kataſtrophalen 
Folgen der Wirtſchaftskriſe beitragen könnten. Die Kriſe hat 
bereits ſolche Ausmaße angenommen, daß Fälle zu verzeichnen 
ſind, in denen der Familienvater als Arbeiter nur einige Tage 
im Monat beſchäftigt iſt oder bereits einige Jahre arbeitslos 
iſt und in denen nur ein Familienmitglied, das als Angeſtellter 
beſchäftigt iſt, die Familie unterhält und infolge ſeines ſtändigen 
Monatsgehaltes, welches ohnehin ſchon ſehr beſcheiden iſt, den 
einzigen Ernährer einer oft ſehr zahlreichen Familie darſtellt. 
Im Nachſtehenden werden nunmehr diejenigen nachteiligen 
Folgen geſchildert, die durch eine Einführung von Feierſchichten 
für die Angeſtellten, ſowohl dem Staatsſchatz als auch den 
Kommunen und der Angeſtelltenverſicherung erwachſen. Wenn 
man die Angeſtellten auf die Stufe der Arbeiter zurückführt, 
ſo verliert der Staat eine überaus große Zahl von Einkommens⸗ 
ſteuerzahlern, da durch dieſe Maßnahme die größte Anzahl der 
Angeſtellten unter die monatliche Einkommensgrenze von 
208, — 21 monatlich ſinken würde, weshalb fie für die Ent⸗ 
richtung der Einkommensſteuer nicht mehr infrage kommt. 
Andere Angeſtellte wiederum würden in weſentlich niedrigere 
Einkommensgruppen hineinkommen. 

Wenn heute ein Angeſtellter noch ein Einkommen von 
über 400, — zt monatlich beſitzt, jo unterliegt er in Oberſchleſien 
noch der zuſätzlichen Beſteuerung der Gemeinde. Wenn nun⸗ 
mehr die Abſichten der oberſchleſiſchen Arbeitgeber Verwirk⸗ 
lichung finden ſolten, würde ſo manche Gemeinde, die ſich 
heute noch kaum behaupten kann, mit einer weſentlichen Ein⸗ 
ſchränkung der Einnahmen aus der Kommunalſteuer und den 
Einkommensbezügen rechnen müſſen. Es muß nämlich ange⸗ 
nommen werden, daß nach einer Gleichſtellung der Angeſtellten 
mit den Arbeitern in Bezug auf ihre Bezahlung wohl kein 
Angeſtellter mehr die Einkommensgrenze von monatlich 300, — 2 
überſchreiten würde, wodurch die Gemeinden die Zahler ihrer 
Kommunalſteuer aus Dienſtbezügen verlieren würden. 

Es liegt daher im Intereſſe aller oberſchleſiſchen Gemeinden, 
daß ſie in der Sitzung ihres Verbandes Beſchlüſſe faſſen, denen 
ufolge ſie ſich ebenfalls der neuen Maßnahme der ober⸗ 
ſchleſiſchen Arbeitgeber auf Kürzung der Angeſtelltengehälter 
durch Einführung von Feierſchichten widerſetzen. In weiterer 
Folge ſoll die Situation näher beleuchtet werden, in die die 
Angeſtelltenverſicherung hineinkommen wird. Es iſt nicht unbe⸗ 
kannt, daß bereits heute die Vermögensbeſtände der Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung immer mehr zuſammenſchrumpfen und daß einer⸗ 
ſeits die Zahl der Arbeitsloſen täglich wächſt und daß anderer⸗ 
ſeits die Angeſtelltengehälter von Monat zu Monat gekürzt 
werden, wodurch die Einnahmen aus den Beiträgen immer 
mehr zurückgehen. Aus dieſem Grunde brauchen wir wohl 
nicht die Lage der Anſtalt des Näheren zu ſchildern, in die er 
geraten würde, wenn die Angeſtelltenſchaft über Nacht um 50% 
und mehr gekürzte Gehälter beziehen würde, welche Maßnahme 
unſere „vorſorglichen“ Arbeitgeber durch die Einführung der 
Kürzung der Feierſchichten von den Gehältern beabſichtigen. 
Unſerer Anſicht nach würde ſogar der völlige Zuſammenbruch 
des Arbeitsloſenfonds der Anſtalt zu befürchten ſein, dies um⸗ 
ſomehr, als die Anſtalt bereits heute genötigt iſt, aus der 
Rentenabteilung für die Arbeitsloſenabteilung Gelder zu leihen, 
um die Leiſtungen aus der Arbeitsloſenverſicherung tragen 
zu können. 

Die oben bereits eingehend behandelte neue Maßnahme 
der oberſchleſiſchen Induſtrie müſſen wir als eine überaus 
offenſichtliche Unehrlichkeit von Seiten der Großinduſtriediktatoren 
anſehen und als den Willen zur weiteren Bereicherung auf 
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Koſten der Angeſtellten und Ausnutzung der gegenwärtigen 
Wirtſchaftskriſe zur Verwirklichung ihrer Ziele und Füllung 
ihrer Taſchen ohne Rückſicht auf die oben dargelegten Intereſſen 
der Allgemeinheit und des Staates. Wir würden vielleicht 
ſogar an die Notwendigkeit der Durchführung der beabſichtigten 
Arbeitszeitkürzung mit gleichzeitiger Gehaltskürzung bei den 
Angeſtellten glauben, wenn die Arbeitgeber in Erkenntnis der 
gegenwärtigen Erforderniſſe des Staates und der Allgemeinheit 
zunächſt unter ſich eine Kürzung der enorm hohen Bezüge der 
in den hochbezahlten Stellungen beſchäftigten Perſönlichkeiten 
durchführen würden und wenn ſie andererſeits auch endlich an 
den Abbau der unnötigen Perſonen herantreten würden. 

Die neue Maßnahme der Arbeitgeber hat auch beſtimmt 
nichts anderes zum Ziele, als eine erneute Schädigung der 
Angeſtelltenſchaft. Es iſt nämlich anzunehmen, daß die Arbeit⸗ 
geber nur zum Schein die Arbeitszeit kürzen werden, um die 
Gehälter kürzen zu können, während das Arbeitspenſum das⸗ 
ſelbe bleiben wird, weshalb die Angeſtellten umſomehr mit 
Arbeit belaſtet werden, und umſomehr genötigt ſein werden, 
Arbeit mit nach Hauſe zu nehmen, und umſomehr unentgeltliche 
Überſtunden zu leiſten. Unſer ſoeben geſchilderte Standpunkt 
iſt vollauf beſtätigt worden durch ein Rundſchreiben des Arbeit⸗ 
geberverbandes der Oberſchleſiſchen Bergwerks⸗ und Hütten⸗ 
induſtrie in Katowice vom 28. Juni 1932, L. dz. J.⸗Nr. R. 17532, 
welches in der Angelegenheit der Arbeitszeitkürzung bei den 
Angeſtellten den Herren Chefs der Verwaltungen zugegangen 
iſt. Der Arbeitgeberverband ſchreibt in ſeinem Rundſchreiben, 
daß aus techniſchen Gründen für techniſche Angeſtellte eine 
Arbeitszeitkürzung in Form von Feierſchichten nicht in Betracht 
kommt, da dieſe auch während der Feierſchichten die verſchie⸗ 
denſten techniſchen und ſchriftlichen Arbeiten zu erledigen haben. 
Der Arbeitgeberverband ſchreibt weiter, daß andererfeits auch bei den 
käuſmänniſchen Angeſtellten von einer Verkürzung der Arbeitszeit keine 
Rede fein könne, u. zw. von der Erwägung ausgehend, daß in ber 
gegenwärtigen Zeit das kauſmänniſche Perfonal bereits vollſtändig 
ausgenutzt werde. Das Rundſchreiben trägt die Unterſchrift 
des Direktors des Arbeitgeberverbandes, Herrn Ingenieur 
Tarnowshi. 

Unferen zuſtändigen Regierungsſtellen müſſen wir zurufen: 

Laßt nicht zu, daß wir weiter geſchädigt werden! 

Laßt nicht zu, daß das Wirtſchaftsleben Oberſchleſiens 
zuſammenbricht! 

Laßt nicht zu, daß die oberſchleſiſche Angeſtelltenſchaft der 
völligen Verelendung preisgegeben iſt! 

Von der öffentlichen Meinung erwarten wir, daß ſie unſeren 
Standpunkt teilt und unſere Forderungen durch Veröffentlichung 
entſprechender Abhandlungen über die neueſten Maßnahmen 
der Arbeitgeber in der Tagespreſſe unterſtützen wird. 

Unſeren Gegnern — den Arbeitgebern — rufen wir die 
Warnung zu: 

„Genug Eurer Anmaßungen! Unterſteht Euch nicht, unſere 
Rechte anzugreifen!“ 

Denkt daran, daß unſere Schäden ſich an Euch rächen 
können. d Koruſchowitz. 


Eine Veroroͤnung des Staatspräfidenten 
über die Einſchränkung der hohen 
Direktorengehälter. 


Aufgrund der ſtändigen Eingaben der Gewerkſchaften hat 
der Staatspräſident am 21. Juni 1932 eine Verordnung über 
die Kürzung der hohen Gehälter in den einzelnen Induſtrie⸗ 
und Handelsunternehmungen herausgegeben. Aus dieſer Ver⸗ 
ordnung wollen wir unſeren Leſern einen Auszug der wich⸗ 
tigſten Beſtimmungen zur Kenntnis geben: 

Art. 1 beſtimmt, daß die Einkommensbezüge der Vorſtands⸗ 
und Aufſichtsratsmitglieder ſowie der Mitglieder der Reviſions⸗ 
kommiſſionen, der Angeſtellten in Aktiengeſellſchaften, Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung, Genoſſenſchaften, Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften, bei den Produktions⸗, Berarbeitungs- und Han⸗ 
delsbetrieben, die den Charakter einer juriſtiſchen Perſon beſitzen, 
in den ſtaatlichen und kommunalen Unternehmungen und 
Werken, ſowie in ſozialen Verſicherungsanſtalten anzupaſſen 
ſind der finanziellen Leiſtungsfähigkeit, der Steuerfähigkeit, 
der Verſchuldung, dem Beſchäftigungsſtand und auch zum min» 
deſten der Höhe der Gehälter aller in den betreffenden Unter⸗ 
nehmungen beſchäftigten Perſonen. 


Wit ſtellenloſen Verbandsbrüder 


wollen aus der Not der grauen Tage heraus. 
Helft uns! 

Die Verantwortung uns gegenüber ſordert 

auch von Ihnen, Herr Kollege, das Sie jeden 


offenen Poſten, oder Aushilfsſtellung ſofort 
der Verbandsſtellenvermittlung melden. 


Art. 2 beſtimmt, daß unter Vergütungen zu verſtehen find: 
die feſte Barbeſoldung mit den Repräſentations⸗, Funktions⸗ 
und andere feſten Zulagen, Gratifikationen, Remunerationen, 
alle ausgezahlten Anteile an Gewinn und Proviſionen. Die 
Panſchalgebühren für Reiſe⸗ und Tagegelder ſind in dem Teile 
auf die Vergütung anzurechnen, der die normalen Ausgaben 
überſteigt. 

Art. 3 jagt: Die Kürzung der Vergütung hat aufgrund 
einer Entſcheidung der Vorſtandsorgane des Unternehmens 
ntweder aus eigener Initiative dieſes Organes oder aufgrund 
eines ſchriftlich an den Vorſtand oder Aufſichtsrat gerichteten 
Antrages, und zwar auch dann zu erfolgen, wenn dieſer Antrag 
nur von einem Mitgliede des Vorſtandes, des Aufſichtsrates 
oder der Reviſionskommiſſion geſtellt wird. Das Recht zur 
Stellung des Antrages auf Begrenzung der Vergütungen ſteht 
außerdem den zuſtändigen Finanzkammern in dem Falle zu, 
wenn das Unternehmen ein Jahr lang mit der Zahlung der 
einzelnen Steuern und öffentlichen Abgaben rüchſtändig iſt. 

Außerdem iſt der Miniſter für Arbeit und ſoziale Fürſorge 
in dem Falle zur Stellung des Antrages auf Kürzung der 
Einkommenbezüge berechtigt, wenn das Unternehmen mit der 
Zahlung der Vergütungen an die in dem betreffenden Unter⸗ 
nehmen beſchäftigten Perjonen mindeſtens 30 Tage im 
Rückſtande iſt. ` É A 

Art. 10 beſtimmt: Die Beſtimmungen diejer Verordnung 
beziehen ſich nicht auf Vergütungen, die mit allen im Art. 2 
bezeichneten Zuſchlägen den Betrag von 2500, — Zl. monatlich 
oder 30000, — ZL jährlich nicht überſteigen. 

Es iſt anzuerkennen, daß die Regierung den erſten Ver⸗ 
ſuch unternommen hat, eine Herabſetzung der Bezüge der 
Direktoren uſw. geſetzlich herbeizuführen. Die praktiſchen Aus⸗ 
wirkungen werden aber ausbleiben, denn die Regierung hat 
ja keine Möglichkeit, die langfriſtigen Verträge zu löſen und 
die Gehälter der Direktoren der heutigen Wirtſchaftslage an⸗ 
zupaſſen, bezw. auf ein Monatsgehalt von 2500 Zl. herab⸗ 
zuſetzen. Die Verordnung iſt auch nicht in der Form gefaßt, 
daß die Betriebsräte oder die Arbeitnehmergewerkſchaften An⸗ 
träge ſtellen können. Solange die Antragſtellung auf Kürzung 
der Einkommenbezüge den Mitgliedern des Vorſtandes, Aufſichs⸗ 
rates uſw. überlaſſen bleibt, kann eine Einſparung oder Ent⸗ 
laſtung auf dem Gehaltskonto eines Unternehmens niemals 
eintreten. Soweit die oberſchleſiſchen Induſtrieunternehmungen 
in Frage kommen, iſt zu berückſichtigen, daß ja die General⸗ 
direktoren faſt durchweg Vorſtandsmitglieder der einzelnen 
Geſellſchaften ſind und wohl kein Vorſtandsmitglied dem 
anderen die hohen Bezüge kürzen wird. Weiter enthält die 
Verordnung juriſtiſche Mängel. Dieſe Verordnung bezieht ſich 
nicht auf Induſtrieunternehmungen, die Einzelperſonen gehören. 
3. B. die Bergwerksdirektion des Fürſten von Pleß, die Gruben 
und Hütten des Fürſten von Donnersmarck unterliegen nicht der 
Verordnung. Vielleicht werden die Ausführungsbeſtimmungen 
noch Näheres vorſchreiben. 

Bis jetzt iſt kein Grund vorhanden, daß Wirtſchaftsblätter 
und Tageszeitungen in dem neuen Geſetz einen Eingriff in die 
Rechte des Privateigentumes ſehen. 

Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß nicht nur bei der 
gegenwärtigen Wirtſchaftslage, ſondern auch in der Zukunft 
nur Bezüge gezahlt werden können, die in einem geſunden 
und ſozialen Verhältnis zu den Bezügen der einzelnen Ange⸗ 
ſtellten und Arbeiter ſtehen. 

Die Behörde weiſen wir aber darauf hin, eine Verordnung 
herauszugeben, die ein Verbot der phantaſtiſchen Bezüge der 
Generaldirektoren, Direktoren uſw. enthält und von amtswegen 
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alle langfriſtigen Dienſtverhäktniſſe löſt. Erſt dann kann von 
einer Sanierung und Herabſetzung der ungeſunden, hohen 
Handlungsunkoſten die Rede fein. Kor. 


Unſere Maßnahmen wegen der pünktlichen 
Gehaltszahlung. 


Die Strafvorſchriften. 

Seit mehreren Monaten zahlen verſchiedene Induſtriewerke 
ihren Angeſtellten die fälligen Monatsgehälter mit nahezu 
zweimonatlicher Verſpätung in Raten ab. In der letzten 
Ausgabe unſerer Monatszeitſchrift haben wir die geſetzlichen 
Beſtimmungen wiedergegeben, die den Arbeitgeber verpflichten, 
das Gehalt ſpäteſtens am Monatsletzten zu zahlen. In der 
Zwiſchenzeit ſind wir wiederholt beim Arbeitgeberverband und 
den einzelnen Werken vorſtellig geworden zwecks Abſtellung 
dieſer unerhörten Mißſtände. In der 2. Hälfte des Monats 
Auguſt reichten wir gemeinſam mit den übrigen Angeſtellten⸗ 
verbänden eine Eingabe weiter, in der wir nochmals nachdrücklichſt 
die Nachzahlung der fälligen Gehälter verlangten und die Ein⸗ 
Rlagung von Verzugszinſen androhten. Auch die Strafvor⸗ 
ſchriften gaben wir in dieſer Eingabe den Arbeitgebern bekannt. 
Das Schreiben iſt folgenden Werken der Schwerinduſtrie 
zugeſtellt worden. 

Se e Aktien Geſellſchaft, Vereinigte Königs⸗ und 


Laurahütte, Bismarckhütte, Friedenshütte, Bergwergsdirektion 
des Fürſten von Pleß, Rudaer Steinkohlengewerkſchaft 
(Balleſtrem). 


Infolge Raummangel können wir nur einen kurzen Auszug 
aus unſerer Eingabe wiedergeben: Gleichzeitig machen wir 
auf die geſetzlichen Beſtimmungen der letzten Verordnungen des 
Staatspräſidenten aufmerkſam, die wir nachſtehend kurz wieder⸗ 
geben. 

Am 21. 6. d. Js. iſt eine Verordnung des Staats- 
präfidenten im Geſetzesblatt Dziennik Ustaw R. P. Nr. 52 
v. 25. 6. 32 Dol, 496, S. 886 über die Begrenzung über» 
mäßiger Vergütungen in den Unternehmen erſchienen. 
Der Artikel 3 Abſ. 4 dieſer Verordnung ſagt auß⸗ 
drücklich: 

„Außerdem iſt der Miniſter für Arbeit und ſoziale 
Fürſorge in dem Falle zur Stellung des Antrages auf 
Begrenzung der Vergütungen berechtigt, wenn das 
Unternehmen mit der Zahlung der Vergütungen an 
die in den betreffenden Unternehmen beſchäftigten 
Perſonen mindeſtens 30 Tage im Rückſtande iſt“. 

Die Angeſtelltenorganiſationen werden nach Ablauf der oben 
genannten Friſt eine entſprechende Eingabe an den Arbeits- 
miniſter richten. 

Ferner machen wir auch auf nachſtehende Beſtimmungen 
aufmerkſam: 

Art. 59 der Verordnung des Staatspräſidenten vom 

11. Juli 1932: 

Wer böswillig oder durch Leichtſinn ſeinen Verpflich⸗ 
tungen gegenüber den Arbeitnehmern die Entſchädigung 
teilweiſe oder im ganzen einhält oder die Höhe unrecht⸗ 
mäßig kürzt, oder ihn zur Entgegennahme der ihm 
zuſtehenden Bezahlung in bar in anderer Form zwingt, 
unterliegt einer Gefängnisſtrafe bis zu 3 Monaten 
oder einer Geldſtrafe bis zu 250, — zl. 

Wir erwarten, daß der Hinweis auf dieſe geſetzlichen 
Beſtimmmungen genügt, um endlich einmal Beruhigung bei 
Tauſenden von Angeſtelltenfamilien in Oberſchleſien eintreten 
zu laſſen. 


Das neue Verſammlungsgeſetz. 


Vor kurzer Zeit iſt in der Wojewodſchaft Schleſien das 
neue polniſche, einheitliche Verſammlungsgeſetz in Kraft getreten. 
Die Beſtimmungen des neuen Geſetzes haben die Tageszeitungen 
veröffentlicht. Durch das neue Verſammlungsgeſetz iſt die Ver⸗ 
einigungs⸗ und Verſammlungsfreiheit unſerer Gewerkſchaft und 
auch der übrigen Arbeitnehmerorganiſationen nicht behindert. 

Im Artikel 28 des neuen Verſammlungsgeſetzes heißt es 
ausdrücklich, daß dieſes Geſetz die Beſtimmungen des deutſch⸗ 
polniſchen, am 15. Mai 1922 in Genf abgeſchloſſenen Abkommens 
über Oberſchleſien nicht berührt. Der Artikel 164 des Genfer 


„Monatsweiſer“ 
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Achtung! Bildungsobleute! 


Haben Sie den Bildungsplan ſchon für die Ortsgruppe aufgeſtellt m 
Iunmumuaumuug (00 


Sieben bewährte Formen der Kanfmannsbildung: 


Abendlehrgänge, 
Vortragsreihen und Einzelvorträge, 
Arbeitsgemeinſchaften für allgemeine Kaufmannsbildung, 
Arbeitsgemeinſchaften für Kaufmannsbildung in den Fach⸗ 
gruppen 
Wochenendlehrgänge, 
Beſichtigungen, 
Ausftellungen. 
Sind dieſe Arbeitsformen von Ihnen ſchon erprobt worden? 


Unſere Arbeitsunterlagen und die Abhandlungen in der Ausgabe des 
„Beruflichen Monatsweiſers“ zeigen Ihnen, wie es gemacht wird. 
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Abkommens beſtimmt nämlich, daß die polniſche und deutſche 
Regierung verpflichtet ſind, die den Vereinigungen zuſtehenden 
Befugniſſe, die ſich aus den zurzeit des Überganges der Staats⸗ 
hoheit im Abſtimmungsgebiet geltenden Geſetzen hinſichtlich der 
Vereinigungs⸗ und Verſammlungsfreiheit ergeben, nicht zu 
beſchränken und Verſammlungen in der von ihnen gewünſchten 
Sprache zu geſtatten. Unter Vereinigungsfreiheit iſt auch die 
Befugnis zum Zuſammenſchluß der Vereinigungen in gewerk⸗ 
ſchaftlichen Kartellen und Ortsausſchüſſen zu verjtehen. 

Wir geben unſeren Kollegen dieſe Beſtimmungen zur 
Kenntnis und haben auch den Wortlaut des entſprechenden 
Artikels des Genfer Abkommens veröffentlicht. Unſere ehren⸗ 
amtlichen Mitarbeiter bitten wir, Störungen oder Behinderungen 
unſerer Verſammlungen und Sitzungen uns ſofort zu melden. 


Unfere Werbearbeit. 


Vom 1. Juni bis zum 1. Dezember 1932 läuft ein Werbe⸗ 
preisausſchreiben unſerer Ortsgruppe Kattowitz. Aber auch 
die Ortsgruppe Königshütte hat nun ein Preisausſchreiben 
zur Belebung der Werbearbeit erlaſſen, daß vom 1. September 
bis zum 31. Dezember d. Js. läuft. Beide Ortsgruppen haben 
keine Mittel geſcheut, um durch wertvolle Preiſe den Willen 
zur Werbearbeit zu ſtärken. Jeder Werber hat alſo Gelegen⸗ 
heit, einen Preis zu erringen. Auch die übrigen Ortsgruppen 
bemühen ſich, die Werbearbeit zu unterſtützen durch Verleihung 
von Bücher als Werbepreiſe. Unſere Gewerkſchaft wird ſelbſt⸗ 
verſtändlich die erfolgreichen Werber auch auszeichnen. 

Worauf kommt es jetzt an? 

Es iſt unſere Pflicht, die Front geſchloſſen zu halten gegen 
die Feinde der Angeſtelltenſchaft und unſerer Gewerkſchaft. 
In dieſer Notzeit gilt es, die Lücken auszufüllen, die in un⸗ 
ſeren Reihen durch Stellenloſigkeit, Abwanderung und Verufs⸗ 
wechſel entſtanden ſind. Ohne unſere Gewerkſchaft wäre heute 
der deutſche, kaufmänniſche Angeſtellte in ſeinen rechtlichen, 
wirtſchaftlichen und ſozialen Belangen zu einem großen Teil 
ſchon die wehrloſe Beute ſeiner Gegner geworden. Die unter⸗ 
ſchiedliche Behandlung bei den zuſtändigen Stellen, die Schi⸗ 
kanierung und Drangſalierung hätte wohl noch andere For⸗ 
men und Ausartungen genommen, wenn wir uns nicht recht⸗ 
zeitig eingeſchaltet hätten. 

Darum müſſen wir unſere Reihen durch Gewinnung 
neuer Mitglieder ſtärken. 

Liebe Kollegen! Setzen wir uns ein für den Werbekampf. 
Holen wir den letzten Mitkämpfer für unſeren Verband. 

Wer will der beſte Preisträger ſein? 


Aufruf zur Weiterzahlung des notopfers 


für unſere Stellenloſen. 
Liebe Kollegen! 

Die Notzeit, die wir jetzt in unſerer ſchwer geprüften, 
oberſchleſiſchen Heimat durchleben, zwingt uns zu weiteren Not⸗ 
maßnahmen. Gewiß bringen auch die noch in Stellung befind⸗ 
lichen Kollegen große Opfer. Unſere Pflicht H es aber, für 
unſere ſtellenloſen Kollegen zu ſorgen. Aus dieſer Erkenntnis 
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Das Schlußwort zur Abendfeier ſprach Herr Kreisvorſteher B, der das 
Erlebnis des- Treffens noch einmal zuſammenfaßte und alle Jungmannen zu weiterer 
Arbeit und beſtändigem Kampf gegen alle widrigen Umſtände aufforderte. 

Mit friſchen Marſchliedern wurde der Rückmarſch nach Tichau angetreten. 
von wo die Jungmannen mit der Bahn nach ihren Heimatsorten zurückfuhren. 


Ein Vorbild. | 


Der Gau Schleſien des B. d. K. hatte in der Zeit vom 24.--31. Juli am 
Schlawaer See ein Mannſchaftslager abgehalten, an dem 130 Jungen teilnahmen. 
In vorbildlicher Zucht wurden die Teilnehmer trotz anfänglicher Unzuträg⸗ 
lichkeiten zu einer Jungengemeinſchaft, die durch Kameradſchaftsgeiſt und harten 
Willen treffliche Leiſtungen vollbrachte. 

Der gedrängte Plan, die ſtraffe Zeiteinteilung und vor allem die zum Be- 
lingen notwendige Unterordnung, forderten ein hohes Maß von innerer Bereitſchaft, 
die von dem Geiſt und die Haltung unſerer Jungmannen Zeugnis gaben. 

Sowohl die Arbeitsſtunden der Schulung, die Lagerarbeiten, als auch die 
Gemeinſchaftsgbende, waren eine ununterbrochene Folge von Aufbau und Erziehungs⸗ 
arbeit. 

Das Uebernachten in den Zelten, die Mahlzeiten aus der Feldküche, Sport, 
Spiel und Baden, kurz das ganze geltlagerleben überhaupt, wird Allen noch lange 
in Erinnerung bleiben. 

Hier im Zeltlager erkannten viele den Wert einer Jungen⸗ 
gemeinſchaft. 

Infolge der hohen Paßkoſten konnten ſich keine Jungmannen aus unſerem 
Kreisgebiet an dem Lager beteiligen. 

Sobald es uns die Mittel erlauben, werden wir im nächſten Jahr an einem 
ſchönen Ort in Polniſch⸗Oberſchleſien ein ähnliches Lager veranſtalten, das unſeren 
wi E entſprechend, für unſere Jungen Schulung und Erholung zugleich 
ein wird. 


Unſere Bildungsarbeit. 


Die Bildungsarbeit, beruflicher oder allgemeiner Art, ſteht mit dem Beginn 
des Winterhalbſahres wieder im Mittelpunkt unſeres Ortsgruppenlebens. 

Dieſe Bildungsarbeit hat nur Wert, wenn ſie den Menſchen aufſchließt, ihn 
auflochert, damit er den Sinn der Arbeit erfaßt. Sie iſt zwecklos, wenn ſie totes 
Wiſſen vermittelt. Sätze wie: „Wiſſen iſt Macht“, „Bildung macht frei“ waren 
Schlagworte einer liberaliſtiſchen Geiſteshaltung, deren Unwert man längſt erkannt 
hat. Bildung und damit verbunden Bildungsarbeit hat auch nur dann ihren Wert, wenn 
ſie die Grundlage und Ausgangspunkt neuen Schaffens und reger Tätigkeit wird. 

Was nützen Wiſſen und Kenntniſſe, wenn fie nicht verwertet werden können 
oder brachliegen? Sie find geiſtige Rohſtoffe, die mit der Zeit vermodern und, von 
ihr überholt, zum hemmenden Ballaſt werden. 

Erſt die Betätigung, das Verwerten der Kenntniſſe in der Praxis, macht 
die Mühe wert, die nan an Kraft und Zeit angewandt hat. 

Die Praxis iſt nicht nur im Büro, im Laden, im Lager, ſie iſt auch in der 
Scheinfirma, im Sprachzirkel, in der Arbeitsgemeinſchaft. Hier im Wechſelſpiel der 
Kenntniſſe, werden Lücken aufgefüllt, neue Arbeftsmöglichkeiten auch für den älteren 
Kollegen erſchloſſen, und vor allem Anregungen gegeben, die die Lehrlinge und Jung⸗ 
gehilfen bei der heutigen rationalifierien Arbeitweiſe in ihren Betrieben ſehr oft ent» 
behren müſſen. 
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Die Bildungsarbeit in unſerer Gewerkſchaft hat ihre beſondere Bedeutung 
darin, daß ſie von berufenen Kollegen ehrenamtlich geleiſtet wird. 

Nicht finanzielle Entſchädigungen oder ſonſtige Vergünſtigungen find die 
Triebfeder ihrer Tätigkeit. E 

Die Verpflichtung zum Verband und zu feinen Hochzielen, das Pflichtgefühl 
den anderen Kollegen gegenüber ſind die treibenden Kräfte unſer führenden Mit⸗ 
arbeiter. Dieſe Selbſtloſigkeit hebt jeden von ihnen über den Durchſchnitt hinaus. 


Achtung! Muſikgilde Kattowitz! 


Wer ſpielt Geige, Cello, Klavier, Flöte, Laute oder ein 
anderes Inſtrument? 

Die Muſikgilde nimmt mit Veginn des Winterhalbjahres wieder 
ihre Mufikabende auf. Noten ſtehen zur Verfügung. 

Meldungen werden auf der Geſchäftsſtelle enigegengenommen. 


Polniſcher Sprachzirkel Kattowitz. 


können ſich am Sprachzirkel beteiligen. Der Sprachzirkel findet bei genügender Be⸗ 
teiligung einmal wöchentlich unter der Leitung eines Sprachlehrers ſtatt. 


Geachtet die Winterbildungspläne der Jugendgruppen, 


en 
an den Jugendführer abzugeben. 


Scheinfirma Fritz Schultze. — 


Kolonialwaren en gros Katowice, SW. Jana 19° 


am 16. 9. 1. Uebungsabend. 


Unſere Veranſtaltungen. 


abends 8 Uhr im Chriſtlichen Hoſpiz „Warum Berufsbildungsarbeit.“ 
13. 9. Vortrag: Kreisjugendführer Jakutek. 


ra) abends 8 Uhr im Jugendheim „Der Kaufmann und die Kurzſchrift.“ 
20. 9. 


Kattowitz 
Dienstag 


Vortrag: Jugendführer Märtin. 


o abends 8 Uhr im Jugendheim „Von Land und Leuten am grauen 
27 Meer.“ Vortrag: Jugendführer Märtin. 


7. Jahrgang. 


„Monatsweiſer“ 
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Das Bildungsfundament , 
des erfolgreichen Kaufmanns 


ruht auf folgenden 6 Grundpfeilern: 
1. Volkswirtſchaft / 2. Betrieb swirtſchaft / 3. Recht / 4. Wirt- 
ſchaftsgeographie / 5. Warenkunde / 6. Technik. 
Sind Sie in bieten Fächern zu Hauſe?? Und ſino Sie ſich 
darüber klar, daß die !ommende Wirtſchaftsgeſtaltung von 
jedem Kaufmannsgehilfen ſtärkſte Willensanſpannung und 
univerſelle Raufmannsbildung verlangt? 
Dann lernen Sie unermüdlich und rüften Sie für kommende 
Kämpfe! Wir haben Ihnen die nötige Rüſtung geſchaffen 
in dem modernen Werk: 

„Der erfolgreiche Kaufmann“. 
Ein gemeinverſtändliches Cehr⸗ und Handbuch für Kaufmanns⸗ 
wiſſen und Kaufmannspraxis. Herausgegeben von Sort 
Bott. Ganzleinen 25 RM. Benutzen Sie diefes Werk, 
und nutzen Sie Ihre Zeit! Das Werk wird auch gegen 
Monatsraten geliefert. Preis dann 26,25 RM. 
Beſtellungen nimmt unſere Geſchäftsſtelle entgegen. 


heraus hat der Hauptvorſtand in ſeiner letzten Sitzung einſtimmig 
beſchloſſen, das Notopfer für weitere 6 Monate d. i. vom 
1. 7. bis 31. 12. 1932 zu erheben. Auch im Reichsgebiet des 
DHV. hat ſowohl die Verwaltung, als auch der Aufſichtsrat 
unſeres Verbandes die Weitererhebung des Notopfers von 
allen Mitgliedern einſtimmig beſchloſſen. Die Zuſatzbeiträge 
werden in alter Höhe nach folgenden Einkommensſtufen erhoben: 
Bei einem Einkommen bis zu 225 zl. 0,50 zl. monatlich 


HI H D UU ld 500 77 = US H H 
ID nm nm über 500 vm = 2,— m ` 
lebenslängliche Mitglieder ....... 2,.— „ d 
Kësse, — een, oke SE — 0 


= 0,25 DI nm 

Bei der anhaltenden, ungünſtigen Arbeitsmarktlage, für 
deren Beſſerung noch keinerlei Anzeichen ſprechen, müſſen wir 
leider auch in den nächſten Monaten mit weiteren Entlaſſungen 
rechnen, zumal gerade in unſerem Arbeitsgebiet Betriebs- 
ſtillegungen und vorübergehende Schließungen verſchiedener 
Induſtriewerke an der Tagesordnung ſind. Tatſache iſt, daß 
auch die übrigen Angeſtelltenverbände, und ſogar polniſche 
Angeſtellten⸗Gewerkſchaften Sonderbeiträge bezw. Zuſatzbeiträge 
einziehen. 


Aus unſerer gewerkſchaſtlichen Tätigkeit 


Kündigung des Gehaltsabkommens in der Schwer⸗ 
induſtrie. Unſere Kollegen ſind bereits durch Rundſchreiben 
unterrichtet, daß der Arbeitgeberverband der oberſchleſiſchen 
Bergwerks- und Hütteninduſtrie die Gehaltsſätze am 25. Juli 
zum 31. Auguſt d. Js. gekündigt hat. Der Direktor des Arbeit» 
geberverbandes, Herr Tarnowski, gab die Forderung des 
Arbeitgeberverbandes bekannt, die auf eine Kürzung der 
Gehälter einſchl. Steigerungsſätzen und ſozialen Zulagen um 
15% ab 1. September b. Js. lautete. Dieſe unerhörte Abbau⸗ 
forderung wurde in der Hauptſache mit dem Rückgang der 
Produktion, Verſchlechterung der Wirtſchaftslage, durch die 
hohen Selbſtkoſten, ſchlechten Abſatzmöglichkeiten ſehr ober⸗ 
ſlächlich begründet. Ferner iſt noch hervorzuheben, daß Herr 
Tarnowski darauf hinwies, daß die Angeſtelltengehälter in 
der deutſch⸗oberſchleſiſchen Induſtrie 25% niedriger wären als 
hier und daß die Lebenshaltungskoſten auf den Stand des 
Jahres 1926 geſunken ſind. Von uns ulld den übrigen Ber⸗ 
bänden wurde der Antrag geſtellt, dieſe Begründung den ein⸗ 
zelnen Angeſtelltenverbänden bis zum Dienstag, den 16. d. M. 
ſchriftlich zukommen zu laſſen. Bis zum heutigen Tage iſt die 
ſchriftliche Begründung des Arbeitgeberverbandes uns nicht 
zugeſtellt worden. Ueber die weiteren Maßnahmen werden 
wir unſere Kollegen laufend unterrichten. 

Kündigung des Gehaltsabkommens im Bauge⸗ 
werbe. Am 23. Auguſt d. Js. kündigte der Arbeitgeber: 
verband für das Vaugewerbe zum 30. September 1932. Die 
Höhe der Abbauvorſchläge will uns der Arbeitgeberverband 
in der mündlichen Verhandlung bekanntgeben. Ein Verhand⸗ 
lungstermin iſt bis jetzt nicht anberaumt. 


Aus unſerer ſozialpolitiſchen Tätigkeit. 
Arbeitsloſenverſicherung. Durch die Lage der An⸗ 
geſtellten⸗Verſicherungsanſtalt in Warſchau dürfte damit zu 


rechnen ſein, daß in Kürze eine Verordnung erſcheint, die die 
Anſtalten zwingen wird, ihr Statut zu ändern. Die Auf⸗ 
faſſung der Arbeitnehmervertreter der Königshütter Ter, 
ſicherungsanſtalt geht u. a. dahin, daß die Anwartſchaftszeiten 
geändert werden, der wiederholte Bezug von Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung erſchwert wird und Saiſonberufe einem verän⸗ 
derten Bezugsverfahren zu unterwerfen ſind. 

Die augenblicklichen Finanzſchwierigkeiten dürften, wenn 
u. a. dieſe Aenderungen durchgeführt werden, zu beheben ſein 
und wäre hier eine Kreditpolitik zweckmäßig. Die Arbeit⸗ 
nehmervertreter ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Abteilung 
Erwerbsloſenverſicherung von der Rentenabteilung ſich einen 
größeren Kredit borgen könnte. Der Kauf von Wertpapieren 
und Unterſtützung ſonſtiger Stellen mit den Mitteln der An⸗ 
geſtelltenverſicherung müßte eingeſchränkt werden und zwar 
zu Gunſten der Erwerbsloſenverſicherung. Die Verbände in 
Warſchau haben der Regierung einen ſehr angenehmen Dor: 
ſchlag unterbreitet, der u. a. auf eine Herabſetzung der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung geht, weiterhin: Veränderung der An⸗ 
wartſchaften und Beitragserhöhung von ca. 2 - 3%, die von 
Arbeitnehmerſeite aufzubringen wären. Die Warſchauer Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt iſt bereits in dieſem Monat in der Abteilung 
Erwerbsloſenverſicherung illiquid. Die Reſerven der Ber: 
ſicherungsanſtalt Königshütte reichen bis Ende dieſes Jahres 
und dürften ohne größere Schwierigkeiten bis in den Monat 
Februar kommen. weil dann der größte Teil der Angeſtellten 
als ausgeſteuert anzuſehen iſt. 

Es wird uns noch mitgeteilt, daß zurzeit faſt 7000 An⸗ 
geſtellte in der Wojewooſchaft Schleſien arbeitslos ſind. Wir 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Reſerven der Angeſtellten⸗ 
verſicherungsanſtalt Königshütte nur für die Berſicherten dieſer 
Anſtalt aufgebraucht werden dürfen. 

Penfionsverfiherung. Die Lage in dieſem Tier: 
ſicherungszweig iſt als durchaus geſund zu betrachten. Gewiß 
iſt auch die Zahl der Rentenempfänger infolge der Arbeits⸗ 
loſigkeit größer geworden. Die Rücklagen ſind aber immer 
noch ſo hoch, daß ſie auch die ſchlechteſte Zeit überſtehen könne. 
Ueber die beabſichtigte Novelle in der Penſionsverſicherung 
werden wir demnächſt ſchreiben. 

Bauvereinigung. Die Dennſchrift über die Bauaktion 
iſt ſeinerzeit im Miniſterium ziemlich unwillig aufgenommen 
worden. Immerhin hat die Denkſchrift gewiſſe Stellen be: 
ſtimmt, unſerer Auffaſſung nachzugehen. Die Tatſachen und 
die Verhältniſſe haben das Miniſterium von der Richtigkeit 
unſerer Auffaſſung überzeugt. Die Bauvereinigung in Warſchau 
dürfte mit Ende dieſes Jahres zur Auflöſung kommen. 

Die Denkſchrift hat die Billigung der Verſicherungsanſtalt 
in Königshütte gefunden und in Konſequenz der beſonderen 
Umſtände hat der Vorſtand den Austritt aus der Bauver⸗ 
einigung angemeldet. 

Anträge bei der Verſicherungsanſtalt Königshütte. 
In den letzten Monaten beklagten ſich unſere Kollegen in den 
Ortsgruppenſitzungen darüber, daß ſie ſehr lange auf die Er⸗ 
ledigung ihrer Anträge bei der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt 
Königshütte warten müſſen. Es handelt ſich in der Haupt⸗ 
ſache um Anträge auf Bewährung der Arbeitsloſenunterſtützung, 
der Invaliden⸗ und Altersrente und des Heilverfahrens. Unſere 
Mitglieder erinnern wir an die in unſerem Monatsweiſer vom 
1. Juni veröffentlichte Eingabe, die ſich mit der Beſchleunigung 
aller Verſicherungsangelegenheiten befaßt. Wir haben ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch in der Zwiſchenzeit nochmals mit dem Direktor 
der Berſicherungsanſtalt verhandelt und ihn um ſchnellſte 
Bearbeitung aller vorliegenden Anträge gebeten. 

Sollten da und dort noch Mängel vorhanden ſein, dann 
bitten wir unſere Kollegen, uns ſofort zu benachrichtigen, da⸗ 
mit wir rechtzeitig eingreifen können. 


Mitteilungen 


Der Deutſche Kulturbund für Polniſch⸗Schleſien veranſtaltet 
in der Zeit vom 19. bis 28. September d. Js. in Kattowitz, 
Reitzenſteinſaal, die 10. Deutſche Hochſchulwoche als 


Goethewoche. 


Es werden folgende Vorträge gehalten: 
Am 19., 20. und 21. September 
„Der Geiſt der Goethezeit und die Gegenwart.“ 
Dr. Walter Linden, Halle a /S. 
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Am 22., 23. und 24. September 
„Goethes Menſchengeſtaltung.“ 
Profeſſor Dr. Heinz Kindermann, Danzig. 
Am 26., 27. und 28. September 
„Boethe, der Mann und das Werk.“ Fauſtanalyſe. 
Prof. Dr. Eugen Kühnemann, Breslau. 
Anmeldungen werden bis zum 10. September in der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle des Deutſchen Kulturbundes, Katowice, ul. Mar⸗ 
jacka 17 und Königshütte, ul. Katowicka 24 entgegenge⸗ 
nommen. 
Teilnehmergebühr 5, — zloty für alle Vorträge, Einzel⸗ 
vortrag 1, — zloty. Wir empfehlen unferen Mitgliedern die 
Teilnahme. 


Achtung! Muſik! Alle Kollegen, die ein Inſtrument 
ſpielen, werden zum Zuſammenſchluß einer Muſikergilde für 
unſere geſelligen Veranſtaltungen gebeten, ihre Anſchrift mit 
näheren Angaben auf der Geſchäftsſtelle bekanntzugeben. 


Perfönlihes 


Kollege Ernſt Menthel, Mitgl. 870282, feierte am 3. 7. 
d. Is. ſein Abrahamsfeſt. 

Wir ſprechen dieſem treuen Mitarbeiter noch nachträglich 
unſere herzlichſten Glückwünſche aus. 

Für die uns von allen Kollegen übermittelten Kartengrüße 
von den Ferienreiſen herzlichen Dank und Gegengruß. 


veranſtaltungs⸗Anzeiger⸗ 
Ortsgruppen: 


Kattowitz 
volksbürgerliche Arbeitsgemeinſchaft in der Orts⸗ 
gruppe Kattowitz. 


„Kapitalismus — Sozialismus — Eigentum“. 

Dieſes Thema wird an den Arbeitsabenden der Arbeits» 
gemeinſchaft in den Wintermonaten durchgearbeitet. 

Der erſte Arbeitsabend findet am Mittwoch, den 21. 
September, abends 8 Uhr auf der Geſchäftsſtelle ſtatt. 
Arbeitsſtoff: Arbeitsdienſtpflicht und Siedlung. 

Alle Junggehilfen und beſonoers die aktiven Kräfte un⸗ 
ſerer Ortsgruppe, werden zur Teilnahme an dieſen Arbeits⸗ 
abenden aufgefordert. 

Alle Kollegen, ohne Rückſicht auf den Altersunterſchied, 
haben die Pflicht, an der Ausgeſtaltung dieſer Abende mit⸗ 
zuarbeiten. 


Dienstag 
6. Sept. 


abends 8 Uhr Monatsverſammlung im „Chriſtl. 
Hoſpiz“. Vortrag des Kollegen Koruſchewitz 
über: „Unfere Aufgaben in der Gemeindearbeit“. 
Mittwoch abends 8 Uhr auf der Geſchäftsſtelle Jung⸗ 
21. Sept gehilfenabend. Kreisjugendführer Jakutek 

: I ſpricht üder: „Arbeitsdienſtpflicht und Siedlung“ 
Das Erſcheinen aller Junggehilfen iſt unbedingt erforderlich. 


Königshütte. 
Mittwoch abends 8 Uhr Vorſtandsſitzung im Hotel Graf 
7. Sept Reden. Zur Beſprechung kommen wichtige 
: Angelegenheiten, Feſtſetzung des Planes für 
die Winterbildungsarbeit, Werbepreisausſchreiben uſw. 


Mittwoch abends 8 Uhr Monatsverſammlung im Hotel 
14. Sept. 


Graf Reden. Bericht über gewernkſchaftliche 
„Unſere Aufgaben in der Gemeindearbeit.“ 


Tagesfragen und Vortrag des Kollegen B. 
Friedenshütte. 


Mittwoch abends 8 Uhr bei Kaſperek Monatsverſamm⸗ 
21. Sept lung. Bericht über gewerkſchaftliche Tages⸗ 

: Gel fragen und Vortrag des Kollegen Koruſchowitz: 
„Unjere Aufgaben in der Bildungsarbeit“. 


Schwientochlowitz. 


Monta abends 8 Uhr bei Pilawa Monatsverſammlung. 
19. Sept.] Kollege Korufhowiß berichtet über gewerkſchaft. 
einen Vortrag über: „Unſere Aufgaben in der Bildungsarbeit.“ 


dd 


liche Tagesfragen und hält anſchließend daran 


„Monatsweiſer“ 


7. Jahrgang. 


nachm. Ausflug mit Angehörigen nach Radoſchau. 
Dort Kinderfeſt. Abmarſch 14 Uhr. Einzelheiten 


Sonntag | 
E werden durch Rundſchreiben bekanntgegeben. 
Bismarckhütte. 


Nmneraton I abends 8 Uhr bei Glodek: Monatsverſammlung 
5 mit Bericht über gewerkſchaftliche Tagesfragen 
— und Vortrag des Kollegen Koruſchowitz über: 
„Unjere Aufgaben in der Bildungsarbeit“, 


Sonntag Waldausflug der Ortsgruppe mit Kind und Kegel 
11. Sept. nach dem neuen Waldheim in Panewnik (Klodnitz⸗ 
— tal). Treffpunkt 9 Uhr Villa Scherff. 
Ruda. 
9 SE, ) Bericht über Tagesfragen mit anſchl. Vortrag 
o S des Kollegen Koruſchowitz über: „Die oberſchleſiſche 


Wirtſchaft und ihr Niedergang. 


abends 8 Uhr: Monats verſammlung bei Kurzawa. 


abends 8 Uhr: Monatsverſammlung bei Angel. 


Lipine 
E Kollege Koruſchowitz berichtetüber gewerkſchaftlche 
— — Tagesfragen und hält anſchl. daran einen Vor⸗ 


trag über: „Unſere Aufgaben in der Bildungsarbeit“. 
Tarnowitz. 


Dienste abends 8 Uhr bei Kowollik: Monatsverſammlung 
mit Vortrag des Kollegen Jakutek über: „Arbeits⸗ 
Tichau. 


dienſtpflicht und Siedlung“. 
In dieſem Monat findet eine Sitzung beſtimmt ſtatt. Der 
Termin wird durch ein beſonderes Rundſchreiben bekanntgegeben. 


ie ſparen 


unſeren ehrenamtlichen Mitarbeitern und uns Geld, Zeit 
und Mühe, wenn Sie pünktlich Ihre Verbandsbeiträge 
und Ihr Notopfer für die Stellenloſen entrichten. 

Beitrags rückſtände darf es in der Notzeit nicht geben. 
— 


—̃ 


Kollegen, verttanuniere kellungsloſen! 


Meldet jede freie, zu beſetzende Stelle der Geſchäftsſtelle! 


— 
Nur hervorragend 
tüchtige Angestellte 


finden heute noch ein Vor- 
wärtskommen und gute 
Allgemeinbildungverlangen 
die Arbeitgeber mehr denn 
je. Für 2 1 vierzehntägig 
finden Sie täglich im „Ober- 
schlesisch. Kurier“ Gelegen- 
heit, allmählich ein Ueber- 
gewicht über weniger inte- 
Tessierte Konkurrenten im 
Bewerb um leitende Stellen 
zu erhalten. Verlangen Sie 
unentgeltliche Zusendung 
S von Probenummern unter 

— Vorlegung dieses Inserates. 


Der „Oberschlesische Kurier‘ Kröl. Huta 
Rynek 14 und Katowiee, ulica Stawowa 8. 


Für die Redaktion verantwortl, Leo Koruscluowitz, Katowice, ul. w. Jana 10 
Druck: Kurier Sp. zo p. Katowice. 


